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Verkündet
I m N a m e n d e 3 V o l k e s

am 25„Februar 1958

In Sachen

° 0 n ° ° 0 0 6 0 0 ° ° ° . ° l 9 0 o 0 0 ° 0 0 0

Klägerin und Revisionsklägerin,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte9

hat der 3„ Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 25° Februar 19589

‚für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des
Landessozialgerichts Berlin vom 16„ September 1955

aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht zurück—

verwiesen°

V 0 n R e c h t s w e g e n
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„g.,

T a t b„e s t a n_d ;-—__———————„„_—»-_—

Die in Berlin ansässüyaK1ägerin; ein Unternehmen der

pharma2eutischen Industrie, warb für ihre Erzeugnisse9 indem
sie diese durch Beauftragte (Werber9 Ärztebesuoher) bei den

in Berlin praktizierenden Ärzten empfehlen ließe Ihre Wer—-
ber K“ R und P S; hatten die Ärzte einzeln
aufzusuchen und Zusammensetzung sowie Wirkungsweise der Prä—

parate zu erklären‚ Probepackungen zu verteilen und später

nach den damit gemachten Erfahrungen zu fragen; über die

Ergebnisse ihrer Tätigkeit mußten sie der Klägerin laufend

— etwa Wö0h€■tlich einmal — berichten° Die von der Klage—
rin mit dem Werber R4 am 29„ Juni 1950 getroffene

Vereinbarung über die Werbetätigkeit hat folgenden Wort—
laut:

" 1° Herr R ist für die Firma Fi —Gesellschaft

ab 1„7.1950 freiberuflich als Arztevertreter tätig„

2° Er erhält pro Arbeitstag einen Pauschalbetrag
von DM West 15,——„

30 Herr RL verpflichtet sich, pro Arbeitstag min—
destens sechs Besuche zu machen„

4a Herr E wird über seine Tätigkeit laufend Be—
richte anfertigeno Die Einzelheiten über die Anferti—
gung der Berichte werden nach Weisung der Wissen— —
$Chäftliühen Abteilung der Firma Farmaryn—Gesell—
schaft festgelegt„

5° Die an Herrn FXXXXXX zu zahlenden Bezüge werden ver-
rechnet mit dem von Herrn BXxxxxXxder Firma Farmaryn—
Gesellschaft geschuldeten Betrag, und zwar mit der
Maßgabe, daß 75‚-— DM monatlich von den an Herrn
FXKXXXX Zu zahlenden Bezügen einbehalten werden°

60 Herrn Ei ist gestattet, auch eine andere Firma ne—
ben der Firma F —Gesellschaft zu vertreten, es
sei denn, daß es sich um die Vertretung von Konkur—
renzpräparaten handelto

7° Nach Beendigung der in Ziffer 5 erwarteten Berechnung
bleibt elne Weiterbeschäftigung von Herrn R
vorbehalteno ”
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„ 3 -

Die Vereinbarung mit dem Werber ä‘ deren Wortfas—

sung das Lendessozielgericht (LSG„) nicht festgestellt
hat, lautet ähnlichu Dieser erhielt als Vergütung je Ar—

beitstag: in der Zeit vom 150 August 1951 bis 14° Septem—
ber 1951 10,—— DM und in der Zeit vom 15° September 1951

bis zum 500 November 1951 15,—— DM„ Die tägliche

Vergütung für E; betrug: in der Zeit vom 1° Juli 1950

bis 50" September 1950 15‚—— DM und ab 1„ Oktober 1950

20‚—— DMC Die Klägerin zahlte diese Sätze ohne Abzüge für
Lbhnsteuer und Sozialversicherungsbeiträge auso Nach den
_Feststellungen der beklagten Krankenkasse waren die beiden

Ärztebesucher vom Finanzamt zur Einkommensteuer veranlagt

und besaßen eigene Gewerbegenehmigungen° 8 war nach

seinen Angaben hauptberuflic■ und ausschließlich für die

Klägerin tätig„ Die Beklagte erblickte in der Tätigkeit

der Arztebesucher ein Verhältnis persönlicher und wirtschaft-'

licher Abhängigkeit und gab der Klägerin mit Bescheid vom

ö„ Januar 1952 auf, die beiden Arztebesucher zur Versiche—

rung zu melden und die für.sie fälligen Beiträge zu ent—

richten°

Mit der gegen diesen Bescheid gerichteten Beschwerde vom
22° Januar 1952 machte die Klägerin geltend, die genannten

Ärztebesucher seien selbst tändige Gewerbetreibende‚ da
sie eine Gewerbeerleubnis besäßen und ihre Einkünfte selbst

v‘ersteuerten° Deshalb treffe die Klägerin keine Melde— und

Beitragepflicht gegenüber der Beklegten° Der Beschwerdeaus—

schuß der Beklagten wies die Beschwerde am 10° März 1952
Zurück; er beurteilte die Ärztebesucher als im Außendienst

der Klägerin tätige Handlungsgehilfen°

Die Klägerin legte gegen die vom Beschwerdeausschuß

getroffene Entscheidung am 28° März 1952 Beschwerde beim

$ozialvereicherungeemt Berlin ein° Diese ging nach dem Inm

krafttreten dee Sozialgerichtegesetzes (SGG) als Klage auf

das Sozialgericht (SG„) Berlin über° Das SG° wies die Kla—
Vge ab: Für die Frage, ob ein versicherungspflichtiges Be—
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_ 4 _

schäftigungsverhältnis vorliege, komme es nicht auf die

dafür von den Vertragspartnern gewählte Bezeichnung an,

sondern darauf, ob ein wirtschaftliches und persönliches

Abhängigkeiteverhältnis zum "Auftraggeber" der Beschäftig—

ten bestehe, Die wirtschaftliche Abhängigkeit der Ärzte—

besucher von der Klägerin ergebe sich daraus, daß sie nach

der Höhe ihres monatlichen Gesamt inkommens mit sonstigen

Angestellten der Klägerin gleichgestellt seien, Hieran ände«

re sich auch nichts durch die Tatsache, daß es den Ärzte—

besuchern vertraglich gestattet sei, noch für eine andere

Firma tätig zu sein, da die von ihnen geforderte Arbeits—
leistung — bei einem Tagessoll von sechs bis acht Arztbe—

suchén —so groß sei, daß sie praktisch nicht imstande sei—
en, von ihrem vertraglichen Recht, auch noch eine andere

Firma zu vertreten, Gebrauch zu machen, Das den Werbern auf»

erlegte Tagessoll und ihre Verpflichtung, nach näheren Wei—

sungen der wissenschaftlichen Abteilung der Klägerin lau—

fend über ihre Besuchstéitigk9it zu berichten, bedingeauch
die persönliche Abhängigkeit der Ärztebesucher von der K1ä—

gerin° Es handele sich also nicht um eine selbstständige

Tätigkeit, sondern um eine solche abhängiger Handlungsgehil—

fen im Sinne des 5 59 des Handelsgesetzbuches (HGB); die

Beklagte habe demnach von der Klägerin für ihre Ärztebe—

sucher zu Recht die Zahiung von Beiträgen gefordert°

Hit der hiergegen beim LSG° Berlin eingelegten Berufung

macht die Klägerin geltend, die Ärztebesucher seien nicht

Handlungsgehilfen im Sinne des @ 59 HGB, sondern Handels—

vertreter nach @ 84 HGB° Das ergebe sich aus ihren Gewerbe—

erlaubnissen, Sie könnten ihre Tätigkeit auch — entspre—

chend ä 84 Abs° 1 Satz 2 HGB — im wesentlichen frei gestal—
ten und selbst über ihre Arbeitszeit bestimmen, Dem stehe

die Festlegung von sechs bis acht Arztbesuchen täglich

nicht entgegen, da jede Firma von dem für sie tätigen Ver—

treter die Gewähr haben müsse, daß dem gezahlten Entgelt

eine etwa entsprechende Gegenleistung gegenüberstehe, Die

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 _

Pflicht, der Klägerin laufend Berichte zu erstatten, än—

dere nichts an der grundsätzlichen Freiheit ihrer Tätig—

keit; durch diese Berichte solle die Klägerin nur laufend

Informationen über die Gründe etwaiger Umsatzschwankun—

gen und über bestimmte, ihre wissenschaftliehe Abteilung

besonders interessierende Punkte erhalten° Die Ansicht des

SG„‚ bei einem Tagessoll von sechs bis acht Besuchen sei

es den Werbern praktisch unmöglich9 noch für eine andere

Firma in gleicher Weise tätig zu werden, sei unriehtig‚_

denn bei jedem Besuch könne der Werber auch für Präpara—

te einer anderen Firma werben° Die Tätigkeit der Ärzteb5—

sucher sei daher selbstän(li g; diese AnSicht werde durch
das Urteil des Bundesfinanzhofes

vom 16° Januar 1952

(BStBI° 52 III 50 79) bestätigto — Die Beklagte machte

geltend, die für den Umfang der Besuchs— und Berichts—

pflicht maßgebenden Motive änderten nichts am Bestehen die—

ser Pflichten° Die Belastung der Ärztebesueher durch ihre
Tätigkeit für die Klägerin sei so groß, daß sie praktisch

nicht mehr für andere Firmen tätig sein könnten; von ei—‚

ner "im wesentlichen" freien Ausübung der Tätigkeit könne

keine Rede mehr sein„ Das von der Klägerin angeführte

Urteil des Bundesfinanzhofes sei ebenso zu verstehen und

seidaher nicht geeignet, die Entscheidung des SG° in Zwei—

fel zu ziehen°

Das LSG° wies die Berufung der Klägerin unter Zulassung

der Revision zurück: Die Ärztebesucher seien nicht Vertre—

ter der Klägerin, da sie für die Klägerin weder Geschäfts—

abschlüsse noch die Vermittlung von Geschäften gegen Provi—

sion zu tätigen hätten° Deshalb seien sie auch nicht Han—
delsvertreter° Ihre Gewerbeerlaubnis und die vertragliche
Dezeichnung ihrer Tätigkeit als "freiberuflich" bedingten

‘ihre Selbständigkeit„nicht° Die Werber seien nach der

Art ihrer Tätigkeit von der Klägerin wirtschaftlich abhän—
gig„ Der vorgeschriebene Besuch von mindestens sechs Ärzten

täglich sei die Gegenleistung für das ihnen von der Kläge—
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rin gewährte Entgelt, dessen Zahlung nicht vom Erfolg der
Besuche abhänge„ Die Besuchstätigkeit sei so umfangreich9

daß praktisch die ganze Arbeitskraft der Ärztebesucher der
Klägerin zur Verfügung stehe; sie bezögen auch ihre we—
sentlichen Arbeitseinkünfte von der K1ägcrin„ Die persön—

liche Abhängigkeit der Werber folge daraus, daß ihnen
Art, Umfang, Zeit und Ort ihrer Tätigkeit vorgeschrieben

seien° Außerdem sei ihnen eine entsprechende Verpflichtung

zu Berichten auferlegto Daraus ergebe sich, daß sie an
die Weisun en der Klägerin gebunden seien° Die Freiheit der

Arbeitseinteilung innerhalb des Arbeitstages sei im Hinblick

auf ihre weitgehenden Verpflichtungen so gering, daß ihre .

Unselbstiindiggkeit dadurch nicht beseitigt werde„ Auch

wenn die Ärztebesucher etwa nicht
zur Lohnsteuer herangezo—

gen würden, so Vermöge dies nichts daran zu ändern9 daß sie

als hauptberuflich im Außendienst der Klägerin stehende

Handlungsgehilfen anzusehen seien° Eine Entscheidung über

die Feststellungsanträge der Beteiligten erübrige sich, da

die beantragte Feststellung bereits in der Klageabweisung

durch das SGUenthalten seio '

Gegen das der Klägerin am 50° September 1955 zugestellte

Urteil wendet sich diese mit der am 29‚ Oktober 1955 beim

Bundessozialgericht (BSGO) eingegangenen Revision° Sie be—

antragt,

das Urteil des SG° Berlin vom 6° Mai 1954

und die EntsCheidungen des Beschwerdeausschusses der

Beklagten vom 25° Februar und 10„ März 1952 und das
angefochtene Urteil aufzuheben und festzustellen,

daß die Vertreter 8 und R‘ keine un-
selbstiü1digcrl Beschäftigten im Sinne des Sozial—}

versicherungsrechts sind°

Die Klägerin rügt mit der am 280 November 1955 beim BSGO

eingegangenen Revisionsbegründung, das LSGO habe die Vor—

schriften des @ 103 SGG, des @ 59 HGB sowie des 5 9 des Ge—
setzes zur Anpassung des Rechts der Sozialversicherung in

Berlin an das in der Bundesrepublik Deutschland geltende‘

Recht vom5„ Dezember1950(vom° I s„ 542) verletzte Das

_ 7 -
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LSGo habe auf Grund der Nr" 3 des von der Klägerin

mit dem Ärztebosucher RZ geschlossenen Vertrages
festgestellt, die Tätigkeit der Arztebesucher sei so um—
fangreich, daß praktisch ihre ganze Arbeitskraft der K1ä—

gerin zur Verfügung stehe, Da die Klägerin in der Beru—

fung die gleiehlautende Feststellung des SG° ausdrücklich

mit dem Hinweis beanstandet habe, es sei den Ärztebesuehern

durchaus möglich, bei jedem Besuch neben den F —
Präparaten auch die Erzeugnisse anderer Firmen zu propagie—

ren, soweit es sich nicht um ausgesprochene Konkurrenzprä—
paraté handle, sei das LSG° gemäß 5 103 SGG verpfhchtet

gewesen, diesen Punkt aufzuklären° Es habe die beanstandete

Feststellung des SG, nicht unbesehen übernehmen dürfen,

denn sein Urteil stütze sich auch auf die Feststellung, daß

die vertraglich eingeräumte Möglichkeit der Werbung für

eine andere Firma praktisch nicht bestanden habe, Folglich

hätte es alle hierfür bedeutsamen Tatsachen aufklären müs—

sen, Diese Aufklärung — durch die von der Klägerin bereits

in der ersten Instanz angeregte Vernehmung der Arztebesu—

cher SL und h — sei auch durch die schriftliche

Erklärung Si , er übe die Werbetatigkeit hauptberuf—

lich und nur für die Klägerin aus, nicht entbehrlich ge—
worden, weil die Erklärung nichts darüber besage, ob den
Ärztebesuchern die Tätigkeit für eine andere Firma möglich

gewesen sei oder nicht, Die Anwendung von 5 59 HGB und von
5 9 des oben erwähnten Berliner Gesetzes auf die Tätigkeit

der Ärztebesucher sei rechtsirrig, da diese ihre Tätigkeit
frei gestalten dürften, ihre Arbeitszeit selbst bestimmen

könnten und steuerlich als selbstähidige Gewerbetreibende

behandelt würden° Ihre Berichtspflicht sei ebensowenig ein

Argument für ihre Unselbstilndiglceit ■ie ihre Verpflich—
tung zu einer Arbeitsleistung°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen,

Sie bestreitet den von der Klägerin behaupteten Verstoß

gegen die Saehaufklärungspflioht° Die Tätigkeit der Ärz—

tebésueher könnte nur dann als selbstih1d ig angesehen
werden, wenn sie ein eigenes wirtschaftlichés Risiko zu

_ 8 _
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tragen hätten; dies treffe jedoch nicht zu„ Auch eine ab—

weichende steuerrechtliche Beurteilung stehe der Annahme,

daß die Werber im Sinne der Sozialvcrsicherung unselb—
ständig seien und der Versicherungspflicht unterlägen‚

nicht entgegen° Eine Verletzung von 5 9 des oben ange—

führten Gesetzes vom 3° Dezember 1950 könne vor dem BSGO

nicht gerügt werden9 da diese Vorschrift nur im Bereiche

des Berufungsgerichts Geltung habe und mithin nach 5 162
Abs° 1 SGG nicht revisibcl sei°

ä■eiieimdunsssriirlgei

Die Revision ist zulässig, da sie nach @ 162 Abs° 1 Nr°1
SGG vom LSG° zugelassen sowie form— und fristgerecht ein—

gelegt und begründet worden ist; sie hatte auch Erfolgo

Die Rüge der Klägerin, das LSGO habe die ihm obliegende

Sachaufklärungspflicht verletzt (@ 103 sec) greift durcho
Dieser Verstoß gegen das Verfahrensrecht betrifft die Fest—

stellung des LSGO, die Werber seien bei einem Pensum
von!

sechs Besuchen täglich so in Anspruch genommen9 daß damit

ihre ganze Arbeitskraft allein der Klägerinhur Verfügung

gestanden habe„ Das LSG° hat aber keine Einzelheiten er—

mittelt, die eine solche Feststellung rechtfertigen könn—

ten, hat seine Annahme vielmehr nur auf die Bestimmung in

Ziffer 3 des Vertrages zwischen der Klägerin und K‘ R

und auf eine schriftliche Erklärung des P &

gestützt, aus der hervorgeht, daß er hauptberuflich und nur

für die Klägerin als Werber tätig sei° Aus der Zahl der
täglich vorgeschriebenen Besuche und der Erklärung des

Werbers P‘ S\ war aber nicht zu entnehmen, welchen
Zeitaufwand diese Besuche erforderten und in welchem Maße

sie die Arbeitskraft der beiden Arztebesucher in Anspruch

nahmen° ‘

Nach der Rechtsprechung des BSG° (Vgl° BSG° in SozRo

SGG @ 103 Da 2 Nr° 7) stellt es eine Verletzung der Sachauf-
klärungsp■ichtdar, wenn der dem LSG„ bei der Urteilsfäl—

_9_
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lung vorliegende Sachverhalt unter Zugrundelegung des von

ihm eingenommenen sachlich—rechtlichen Standpurktes zur
Entscheidung des Rechtsstreits nicht ausreichte9 sondern

das Gericht zu weiteren Ermittlungen hätte drängen müssen„

Nach dem materiell—rechtlichen Stand;unkt des LSG„ ist es

für die Frage der selb8tßindd4gen oder unselbstündigen

Stellung der Ärztebesucher von Bedeutung, ob sie durch daß mit

der Klägerin vereinbarte Pensum von sechs Besuchen täglich

so in Anspruch genommen wurden, daß dadurch ihre ganze

Arbeitskraft der Klägerin zur Verfügung stand° Weder der

zwischen der Klägerin und dem Ärztebesucher R ge—
schlossene Vertrag, noch die Erhebungen der Beklagten,

noch die schriftlichen Erklärungen der beiden Ärztebesu—

cher ließen aber einen Schluß auf das Ausmaß ihrer zeit—

lichen Inanspruchnahme zu° Hierfür fehlte es vor allem

an einer Ermittlung der durchschnittlichen Dauer dieser
Besuche„ Ein sicherer Anhaltspunkt für die zur Werbung erfor—

derliche Zeit läßt sich auch nicht aus der so unterschied—

lichen Höhe des Entgelts (10,—— DM bis 20‚—— DM) gewinnen°

DemSchluß, daß bei medizinisch nicht vorgebildeten Wer—-
bern einem Entgelt von 10,—— DM bis 20,_— DM täglich wohl

die volle Arbeitskraft gegenüberstehen müsse, stand die ver—
tragliche Bestimmung entgegen‚ nach der die Ärztebesucher

neben der Klägerin auch eine andere Firma vertreten konn—.

ten9 soweit es sich nicht um Konkurrenzpräparate handelten

Hiernach mußte das Vordergericht — bei Zugrundelegung sei—

ner materiell—rechtliehen Auffassung — dem von der K1ä—

gerin in der Berufung erhobenen Einwand nachgehen9 daß die
Ärztebesucher die Möglichkeit gehabt hätten, gleichzeitig

für eine andere Firma tätig zu sein„ Es hätte also den zeit—

lichen Umfang der Werbetätigkeit etwa durch Anhörung der
Ärztebesucher S und R oder durch Beweiserhebun—

gen ermittelnmüssen°

Das angefochtene Urteil beruht auch auf der unzureichen—

den Aufklärung des Sachverhalts, da es nach den Urteils—

gründen nicht auszuschließen ist, daß die-Entscheidung

_ 10 _
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__ 10_

anders ausgefallen wäre, wenn das LSGC seiner Sachauf—

klärungspflicht genügt hattet Die Revisionsrüge, das Be—

rufungsgericht habe @ 105 SGGverletzt, ist demnach ge—

rechtfertigt unddie Revisionder Klägerin somit begrün—
det°

Da das LSG° den Sachverhalt nicht in dem für die Ent—

scheidung über die Klageerforderlichen Umfang und Maße

geklärt hat, war dem Senat eine eigene Entscheidung in

der Sache nach 5 170 Abs° 2 SGG nicht möglich° Vom Fehlen

konkreter Feststellungen über die zeitliche Beanspruchung

der Ärztebesucher durch ihre Tätigkeit für die Klägerin

abgesehen, hat das LSG° zur Frage ihrer persönlichen Ab—

hängigkeit im wesentlichen nur ausgeführt, den Ärzte-

besuchern sei Art, Umfang, Zeit und Ort ihrer Tätigkeit

sowie eine BerichtspflichtÜorgcschrieben geweseno Die—

se Merkmale können aber auch bei selbstänriigen Propa—

gandisten gegeben sein, deren Geschäftsrisiko darin be—

stünde, daß sie bei unzulänglicher Leistung mit dem Entzug

der einzelnen Werbeaufträge rechnen mü3ten° Das wesentli—

che Merkmal persönlicher Abhängigkeit ist die Verpflich—

tung des Arbeitnehmers, den Weisungen des Arbeitgebers

zu folgen„ Allein auf Grund der bisher getrbffenen Fest—

stellungen kann aber noch nicht beurteilt werden, inwie—

weit die Klägerin gegenüber den Ärztebesuchern Weisunge—

befugnisse besaß° Solche Befugnisse könnten1zß° bejaht

werden, wenn die Ärztebesucher verpflichtetwaren9 Ein—

zelneisungen hinsichtlich der Besuchszeit oder —reihenfol—

ge und in Bezug auf die Art und den Umfang ihrer Werbe—

ausführungen zu folgen° Zu einer Feststellung hierüber

wird es der Anhörung der Arztebesucher über die Einzel—

heiten der Gestaltung ihrer Tätigkeit oder einer Beweis—

aufnahme — etwa durch Anhörung des Leiters der wissen-

schaftlichen Abteilung der Klägerin — bedürfeno

Bei der erneuten Verhandlung und Entscheidung des
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Rechtsstreits wird das LSG° auch den Gründen nach—

gehen müssen, die für die Veranlagung der Ärztebe—

sucher zur Einkommensteuer und für ihre Ausstattung

mit eigenen Gewerbeerlaubnissen maßgebend waren„ Wie

das LSG„ zutreffend ausgeführt hat, ist es zwar an

die steuer— und gewerberechtliehe Beurteilung der Werbe—

tätigkeit durch die dafür zuständigen Behörden nicht

gebunden„ Die steuerrechtliche Behandlung stellt aber,

wieder Senat hinsichtlich der Versicherungspflicht

der sogenannten Meistersöhne dargelegt hat (vgl°

BSG„ Bd° 3 S„ 31 ÄZQ7), einen wichtigen Anhaltspunkt
für die versieherungsrechtliche Beurteilung einer Tätig—

keit dar° Das gilt nicht nur in dem Sinne, daß die

Lohnsteuerpflicht einen Anhalt für das Bestehen eines

abhängigen Beschäftigungsverhältnisees darstellt‚
sondern auch in der Hinsicht, daß Gewerbesteuerpflicht

und die Veranlagung zur Einkommensteuer für das Vor—

liegen einer — versieherungsireien — selbstäindigen

$ätigkeit sprechen° Auch kann sich aus den Vorgängen
über die den Ärztebesuchern erteilten gewerberecht—

lichen Ausweise (vgl„ 5 44 & Abs° 1 Satz 3 und 5 60

Abs° 3 der Gewerbeordnung) ergeben, ob sie bei der An—

tragstellung beabsichtigten, ein selbständiges Gewerbe

zu betreiben oder nichtq — Ungeachtet der hiernach
festzustellenden Einzelheiten bleibt für die Beurteilung

der Versicherungspflieht aber immer das Gesamtbild und

das Gepräge der in Betracht kommenden Tätigkeit ent—

seheidend (vglu RVAJS.° Nr. 5515, AN° 1945 S0 106; Nr„
5572 AN„ 1944 S„ 242; BFH° in BStB1° 1952 III S° 79)°

Auch wenn die Arztwerber, wie das LSG° angenommen hat‚

keine Handelsvertreter im Sinne des @ 84 HGB sind, könn—

ten sie doch sonstige selbständige Gewerbetreibende
und damit versicherungefrei sein„ — In dem weiteren Ver—

fahren würden die beiden Arztbesuchv; beizuladen sein

(@ 75 Abs„ 2 see)„
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Die Änderung des Namens der Beklagten im Revisions—
urteil beruht auf dem Selbstverwaltungs— und Krankenver—

sicherungsangleichungsgesetz Berlin vom 260 Dezember

1957‚ BGBlO1 SD 1883, @6°

Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlüßurteil vorbe—

halteno
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